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Gemeinde Wiernsheim / Enzkreis  
 
 
Zustimmung des Gemeinderats am 28.11.2007 
 
 

P O L I Z E I V E R O R D N U N G 
 
 
des Bürgermeisters der Gemeinde als Ortspolizeibehörde zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Gemeindegebiet (PolVO)  
 
Auf Grund der Vorschriften  
 
1. des § 10 Abs. 1 des Polizeigesetzes (PolG) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 13.01.1992 (GBl. S. 1, ber. 596, 1993 S. 155), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 01.07.2004 (GBl. S. 469) m.W.v. 01.01.2005 und 

2. unter Ausnutzung der Regelungsvorbehalte in den §§ 22 Abs. 2 und 49 Abs. 3 
des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge  
(BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002 
(BGBl. I S.3830), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 23. Oktober 
2007 (BGBl. I S. 2470), in den §§ 7 Abs. 3 und 8 der Geräte- und 
Maschinenlärmschutzverordnung (32. BImSchV) vom 29. August 2002 (BGBl. I S. 
3478), zuletzt geändert durch Artikel 6 Abs. 5 der Verordnung vom 6. März 2007 
(BGBl. I S. 261), sowie in § 6 der Polizeiverordnung des Innenministeriums und 
des Ministeriums Ländlicher Raum über das Halten gefährlicher Hunde vom 3. 
August 2000 (GBl. S. 574) 

 
in Verbindung mit § 1 Abs. 1 PolG, wird mit Zustimmung des Gemeinderats der 
Gemeinde Wiernsheim verordnet:  
 
 
1. Abschnitt. Allgemeine Regelungen  
 
 
§ 1 Begriffsbestimmungen  
 
Im Sinne dieser Verordnung sind  
 
1. Straßen 
 
Alle Straßen, Wege und Plätze, die im öffentlichen Verkehr gewidmet sind oder als 
diesem gewidmet gelten (öffentliche Straßen im Sinne der straßenrechtlichen 
Vorschriften);  
 
2. Gehwege 
 
Die ausschließlich dem öffentlichen Fußgängerverkehr gewidmeten oder als diesem 
gewidmet geltenden Flächen von Straßen (Nr. 1), die seitlich an deren Fahrbahn 
anschließen, ohne Rücksicht auf ihren Ausbauzustand, falls solche nicht vorhanden 
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sind, die seitlichen Flächen am Rande der Fahrbahn in einer Breite von 1,5 Metern. 
Als Gehwege gelten auch entsprechende Flächen am Rande von Fußgängerzonen 
(Nr. 4) und Fußwege, insbesondere Staffeln, soweit sie nicht Bestandteil einer 
anderen Straße (Nr. 1) sind;  
 
3. Anlieger  
 
Eigentümer und Besitzer, insbesondere Mieter und Pächter, von Grundstücken, die 
an einer Straße (Nr. 1) liegen oder von ihr einen Zugang haben oder die von einer 
Straße (Nr. 1) liegen oder von ihr einen Zugang haben oder die von einer Straße (Nr. 
1) durch eine im Eigentum der Gemeinde oder des Trägers der Straßenbaulast 
stehende, nicht genutzte unbebaute Fläche getrennt sind, wenn der Abstand 
zwischen Grundstücksgrenze und Straße nicht mehr als 10 Meter, bei über 20 Meter 
breiten Straßen nicht mehr als die Hälfte der Straßenbreite beträgt;  
 
4. Fußgängerzonen  
 
Nach § 41 Abs. 2 Nr. 6 der Straßenverkehrsordnung oder sonst gekennzeichnete 
oder abgegrenzte Gebiete, deren Straßen (Nr. 1) nahezu ausschließlich dem 
Fußgängerverkehr vorbehalten sind;  
 
5. verkehrsberuhigte Bereiche  
 
Nach § 42 Abs. 4a der Straßenverkehrsordnung oder sonst gekennzeichnete oder 
abgegrenzte Gebiete, auf deren Straßen (Nr. 1) der Fußgänger mit dem sonstigen 
Verkehr mindestens gleichberechtigt ist;  
 
6. Kinderspielplätze 
 
Alle mit Spieleinrichtungen versehenen Flächen im Freien, die nach ihrer 
Zweckbestimmung zum Spielen von Kindern bestimmt sind;  
 
7. Sportplätze 
 
Alle mit Sporteinrichtungen versehenen Flächen im Freien, die zur sportlichen 
Betätigung bestimmt sind;  
 
8. Spiel- und Liegewiesen 
 
Alle im wesentlichen grasbewachsenen Flächen im Freien, die Erholungs-, 
insbesondere Spielzwecken dienen;  
 
9. Grün- und Erholungsanlagen 
 
Alle gärtnerisch gestalteten Flächen im Freien, die Erholungszwecken, der 
Gestaltung des Orts- oder des Landschaftsbildes dienen oder Verkehrsgrünflächen 
sind;  
 
10. allgemein zugänglich  
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Alle Orte, die dauernd, wenn auch nur zeitweilig, der Allgemeinheit, wenn auch nur 
gegen Entgelt oder nach Maßgabe von Benutzungsordnungen, offen stehen;  
 
11. öffentlich  
 
Alle allgemein zugänglichen (Nr. 10) Orte, die von einem Träger öffentlicher Gewalt 
als öffentliche Einrichtung unterhalten werden.  
 
 
§ 2 Verhältnis zu anderen Vorschriften  
 
Durch die Bestimmungen der §§ 3 bis 13 dieser Verordnung bleiben andere 
öffentlich-rechtliche Bestimmungen unberührt.  
 
 
2. Abschnitt. Schutz gegen umweltschädliches Verhalten  
 
 
§ 3 Unzulässiger Lärm  
 
(1) Es ist verboten, ohne berechtigten Anlass oder in einem unzulässigen oder nach 

den Umständen vermeidbaren Ausmaß Lärm zu erregen, der geeignet ist, die 
Allgemeinheit oder die Nachbarschaft erheblich zu belästigen oder die 
Gesundheit eines anderen zu schädigen. Lärm erregt auch, wer entgegen einer 
ihm obliegenden Rechtspflicht die Entstehung von Lärm nicht verhindert oder 
gegen vorhandenen Lärm nicht einschreitet.  

 
(2) Ohne berechtigten Anlass handelt insbesondere, wer an Werktagen  
 

1. in der Zeit von 13.00 Uhr bis 15.00 Uhr oder von 20.00 Uhr bis 09.00 Uhr in 
den dort genannten Gebieten, Mischgebieten im Sinne der 
Baunutzungsverordnung, Gebieten im Sinne von § 34 BauGB oder auf 
unmittelbar an derartige Gebiete angrenzenden Grundstücken Geräte oder 
Maschinen im Sinne von § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 der 32. BImSchV betreibt;  

 
2. in der Zeit von 13.00 Uhr bis 15.00 Uhr oder von 20.00 Uhr bis 07.00 Uhr in 

den unter Nr. 1 fallenden Bereichen nicht unter die Nr. 1 fallende Geräte oder 
Maschinen im Sinne von § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 der 32. BImSchV betreibt; 
oder  

 
3. in der Zeit von 13.00 Uhr bis 15.00 Uhr oder von 20.00 Uhr bis 07.00 Uhr nicht 

unter Nr. 1 oder 2 fallende Haus- oder Gartenarbeiten vornimmt, namentlich, 
hämmert, sägt, Holz spaltet oder Teppiche, Betten oder Matratzen ausklopft.  

 
(3) Absatz 2 gilt nicht für unaufschiebbare Arbeiten, die erforderlich sind  
 

1. zur Abwendung eines Schadens an Leib, Leben, Gesundheit oder Eigentum 
oder  

2. zur Befriedigung häuslicher oder landwirtschaftlicher Bedürfnisse, 
insbesondere zur Versorgung der Bevölkerung mit Milch, zur Ernte, 
einschließlich der Be- und Verarbeitung leicht verderblicher Nahrungsgüter.  



Seite 4 

 
 
§ 4 Verabreichung von Lebensmitteln  
 
(1) Wer Speisen oder Getränke zum Verzehr an Ort und Stelle verabreicht, hat für 

die Aufnahme von Speiseresten und Abfällen geeignete Behälter in 
ausreichendem Umfang bereitzustellen.  

 
(2) Speisen oder Getränke werden zum Verzehr an Ort und Stelle verabreicht, wenn 

sie nach den Umständen der Verabreichung dazu bestimmt sind, an einem Ort 
verzehrt zu werden, der mit dem Ort der Verabreichung in einem räumlichen 
Zusammenhang steht, unabhängig davon, ob die Verabreichung entgeltlich oder 
unentgeltlich erfolgt oder ob besondere Vorrichtungen für den Verzehr an Ort und 
Stelle bereitgehalten werden.  

 
 
§ 5 Säubern von Fahrzeugen  
 
(1) Es ist verboten, Fahrzeuge auf Straßen (§ 1 Nr. 1) abzuspritzen.  
 
(2) Es ist verboten, Fahrzeuge abzuwaschen, sofern dadurch die Gefahr der Bildung 

oder Verstärkung von Glatteis auf einer Straße (§ 1 Nr. 1) besteht.  
 
 
§ 6 Aufsicht über Tiere  
 
(1) Der Verantwortliche für die Beaufsichtigung eines Tieres hat die nötigen 

Vorsichtsmaßnahmen zu treffen, um Schäden durch das Tier zu verhüten.  
 
(2) Es ist verboten, ein gefährliches Tier einer wild lebenden Art oder ein Tier, von 

dem wegen seines ihm eigenen Verhaltens Schäden zu befürchten sind, 
insbesondere einen bissigen Hund, sich frei umherbewegen zu lassen.  

 
(3) Wer beabsichtigt, die Aufsicht über ein gefährliches Tier einer wild lebenden Art 

zu übernehmen, hat dies der Ortspolizeibehörde vor Übernahme der Aufsicht 
unter Angabe seines Namens, seiner Adresse und der Art des Tieres anzuzeigen. 
Wer bereits im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung (§ 21 Abs. 1) ein 
solches Tier beaufsichtigt, hat dies der Ortspolizeibehörde innerhalb einer Woche 
nach dem Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung mit den in Satz 1 
bezeichneten Angaben anzuzeigen.  

 
 
§ 7 Aufsicht über Hunde  
 
(1) Es ist verboten, Hunde ohne Begleitung einer zuverlässigen Person, die jederzeit 

in der Lage ist, auf das Tier einzuwirken, außerhalb von abgeschlossenen 
Bereichen, die der Hund nicht selbst verlassen kann, umherlaufen zu lassen.  

 
(2) Es ist verboten, Hunde auf Kinderspielplätze (§ 1 Nr. 6) oder allgemein 

zugängliche Spiel- und Liegewiesen (§ 1 Nrn. 8, 10) laufen zu lassen oder dorthin 
mitzunehmen. In der unmittelbaren Umgebung dieser Orte sowie in allgemein 
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zugänglichen Grün- und Erholungsanlagen (§ 1 Nr. 9, 10), Fußgängerzonen (§ 1 
N. 4) und verkehrsberuhigten Bereichen (§1 Nr. 5), ist es verboten, Hunde frei 
umherlaufen zu lassen.  

 
(3) Der Verantwortliche für die Beaufsichtigung und der Führer eines Hundes haben 

dafür zu sorgen, dass dieser seine Notdurft nicht auf Gehwegen (§ 1 Nr. 2), 
allgemein zugänglichen Spiel- und Liegewiesen (§1 Nrn. 8, 10) Sport- oder 
Kinderspielplätzen (§ 1 Nrn. 6, 7), in Fußgängerzonen (§ 1 Nr. 4)., 
verkehrsberuhigten Bereichen (§ 1 Nr. 5), allgemein zugänglichen Grün- und 
Erholungsanlagen (§ 1 Nrn. 9, 10) oder fremden Haus- oder Gartengrundstücken 
verrichtet. Gegen die Verunreinigung fremder Haus- oder Gartengrundstücke 
schreitet die Polizei nur ein, wenn dies im besonderen öffentlichen Interesse liegt 
oder wenigstens einer der Eigentümer oder berechtigten Besitzer des 
Grundstücks beantragt. 

 
 
§ 8 Taubenfütterung  
 
Es ist verboten, auf Straßen (§ 1 Nr. 1), allgemein zugänglichen Spiel- und 
Liegewiesen (§ 1 Nrn. 8, 10) sowie in allgemein zugänglichen Grün- und 
Erholungsanlagen (§ 1 Nrn. 9, 10), Tauben zu füttern.  
 
 
§ 9 Kinderspielplätze, Sportplätze, Spiel und Liegewiesen  
 
(1) Es ist verboten, Kinderspielplätze (§ 1 Nr. 6) zu verunreinigen oder die dort 

befindlichen Einrichtungen, insbesondere Einfriedigungen und Spielgeräte, ohne 
Einwilligung des Berechtigten zu beschädigen oder zu entfernen oder einen 
Benutzer erheblich zu belästigen oder zu gefährden.  

 
(2) Absatz 1 gilt für allgemein zugängliche Sportplätze, spiel- und Liegewiesen (§ 1 

Nrn. 7, 8, 10) entsprechend.  
 
 
§ 10 Öffentliche Brunnen  
 
Es ist verboten, ohne Einwilligung des Berechtigten öffentliche (§ 1 Nr. 11) Brunnen 
außerhalb ihrer Zweckbestimmung zu benutzen, zu beschädigen oder zu 
beschmutzen, insbesondere das Wasser zu verunreinigen oder eine sonstige 
nachteilige Veränderung seiner Eigenschaften herbeizuführen.  
 
 
§ 11 Öffentliche Grün- und Erholungsanlagen  
 
(1) Ohne Einwilligung des Berechtigten ist es verboten 
 

1. aus öffentlichen Grün- und Erholungsanlagen (§ 1 Nrn. 9, 11) Teile derselben, 
insbesondere Pflanzen, Laub, Kompost, Erde, Sand Steine, Bänke, Schilder, 
Hinweise, Denkmäler, Einfriedigungen oder Sperren, zu entfernen;  
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2. solche Anlagen zu beschädigen oder zu verunreinigen, insbesondere Wege, 
Rasenflächen oder Anpflanzungen aufzugraben oder sonst zu verändern 
sowie Bänke, Schilder, Hinweise, Denkmäler, Einfriedigungen oder Sperren zu 
beschriften, zu bekleben, zu bemalen oder sonst zu beschädigen oder zu 
verändern;  

 
3. solche Anlagen missbräuchlich zu benutzen, insbesondere sich dort 

außerhalb der freigegebenen Zeiten aufzuhalten, zu nächtigen, die in Nr. 1 
genannten Gegenstände an eine andere Stelle zu verbringen, Anpflanzungen 
zu betreten, außerhalb besonders gekennzeichneter Feuerstellen Feuer 
anzufachen oder zu unterhalten oder die Anlagen zu befahren oder 
Fahrzeuge in ihnen abzustellen; das Befahren mit Kinderfahrzeugen, 
Kinderwagen und fahrbaren Krankenstühlen und das vorübergehende 
Abstellen dieser Fahrzeuge ist zulässig.  

 
(2) Es ist verboten, einen Benutzer öffentlicher Grün- und Erholungsanlagen (§ 1 

Nrn. 9, 11), insbesondere durch Verwendung von Schieß-, Wurf- oder 
Schleudergeräten sowie durch Sporttreiben, Reiten oder Zelten außerhalb der 
dafür besonders gekennzeichneten Bereiche, erheblich zu belästigen oder zu 
gefährden.  

 
 
3. Abschnitt. Hausnummern  
 
 
§ 12 Erstmaliges Anbringen  
 
(1) Die Hauseigentümer sind verpflichtet, ihre Gebäude spätestens am Bezugstag 

mit der von der Gemeinde festgesetzten Hausnummer in arabischen Ziffern zu 
versehen. Die Hausnummern sind in einer Höhe von nicht mehr als 3 Metern an 
der der Straße, in die das Haus einnummeriert ist (vgl. § 1 Nr. 3), zugekehrten 
Seite des Gebäudes unmittelbar über oder neben dem Gebäudeeingang oder 
wenn sich der Gebäudeeingang nicht an der Straßenseite des Gebäudes 
befindet, an der dem Grundstückzugang nächstgelegenen Gebäudeecke oder bei 
Gebäuden, die von der Straße zurückliegen, am Grundstückzugang anzubringen.  

 
(2) Die Hausnummern müssen von der Straße aus, in die das Grundstück 

einnummeriert ist, gut lesbar sein.  
 
(3) Straße im Sinne der Absätze 1 und 2 sind neben Straßen im Sinne von § 1 Nr. 1 

auch solche Straßen, Wege und Plätze, auf denen ein tatsächlicher öffentlicher 
Verkehr stattfindet.  

 
 
§ 13 Nachträgliche Veränderungen  
 
(1) Sind Hausnummern nicht mehr oder nicht mehr entsprechend § 12 Abs. 1 

angebracht oder ist ihre Lesbarkeit (§ 12 Abs. 2) beeinträchtigt, so haben die 
Hauseigentümer unverzüglich einen § 12 entsprechenden Zustand herzustellen.  
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(2) Werden Hausnummern nach ihrer erstmaligen Festsetzung geändert, so haben 
die Hauseigentümer innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe der Änderung die 
alten Hausnummern zu entfernen und die neuen Hausnummern in einer § 12 
entsprechenden Art und Weise und Beschaffenheit anzubringen.  

 
 
4. Abschnitt Schlussbestimmungen  
 
 
§ 14 Ausnahmen  
 
Entsteht für den Betroffenen eine nicht zumutbare Härte, so kann die 
Ortpolizeibehörde Ausnahmen von den Vorschriften der §§ 4 Abs. 1, 5, 6 Abs. 1, 7 
Abs. 2 und 3, 8, 11 Abs. 2 und 12 und 13 zulassen, soweit öffentliche Interessen 
nicht entgegenstehen.  
 
 
 
§ 15 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 PolG handelt, wer fahrlässig entgegen § 3 

Lärm erregt.  
 
(2) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 PolG handelt auch, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig  
 

1. entgegen § 4 Abs. 1 geeignete Behälter nicht oder nicht in ausreichendem 
Umfang bereitstellt;  

2. entgegen § 5 ein Fahrzeug abspritzt oder abwäscht;  
3. nicht die nach § 6 Abs. 1 nötigen Vorsichtsmaßnahmen trifft;  
4. seiner Anzeigenpflicht nach § 6 Abs. 3 nicht, nicht rechtzeitig, nicht richtig oder 

nicht vollständig nachkommt;  
5. entgegen § 7 Abs. 1 einen Hund umherlaufen lässt;  
6. entgegen § 7 Abs. 2 einen Hund laufen lässt, mitnimmt oder frei umherlaufen 

lässt;  
7. als Verantwortlicher für Beaufsichtigungen oder als Führer eines Hundes 

veranlasst oder zulässt, dass dieser entgegen § 7 Abs. 3 seine Notdurft 
verrichtet;  

8. entgegen § 8 Tauben füttert;  
9. einen Kinderspielplatz, einen allgemein zugänglichen Sportplatz oder eine 

allgemein zugängliche Spiel- und Liegewiese (§ 1 Nrn. 6-8, 10) entgegen § 9 
behandelt oder einen Benutzer erheblich belästigt oder gefährdet;  

10. einen öffentlichen (§ 1 Nr. 11) Brunnen entgegen § 10 behandelt oder benutzt;  
11. eine öffentliche Gründ- und Erholungsanlage (§ 1 Nrn. 9, 11) entgegen § 11 

Abs. 1 behandelt oder entgegen § 11 Abs. 2 einen Benutzer erheblich 
belästigt oder gefährdet;  

12. entgegen § 12 seine Hausnummer nicht, nicht rechtzeitig, nicht in der dort 
vorgeschriebenen Art und Weise oder Beschaffenheit anbringt;  

13. entgegen § 13 Abs. 1 den § 12 entsprechenden Zustand nicht oder nicht 
rechzeitig herstellt oder entgegen § 13 Abs. 2 seine Hausnummer nicht oder 
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nicht rechtzeitig ändert oder die neue Hausnummer nicht in der 
vorgeschriebenen Art und Weise oder Beschaffenheit anbringt.  

 
(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit  
 
1. die Handlung nach anderen Vorschriften als den in den Absätzen 1 und 2, in  

§ 118 des Ordnungswidrigkeitengesetzes und den §§ 9 bis 13 des 
Landesordnungswidrigkeitengesetzes enthaltenen Vorschriften geahndet werden 
kann oder  
 

2. eine Ausnahme nach § 14 zugelassen ist.  
 
 
§ 16 Inkrafttreten  
 
(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  

 
(2) Gleichzeitig treten alle früheren Polizeiverordnungen der Ortspolizeibehörde 

außer Kraft, soweit dies nicht schon anderweitig geschehen ist,  
insbesondere die Polizeiverordnung des Bürgermeisters als Ortspolizeibehörde 
zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung im 
Gemeindegebiet (PolVO) vom 26.11.1986 (Amtsblatt: Nr. 49/1986), geändert 
durch PolVO vom 14.12.1989 (Amtsblatt Nr. 51/1989). 

 
 
Hinweis:  
 
Verletzungen von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung oder 
aufgrund der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Polizeiverordnung 
sind unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der 
Polizeiverordnung gegenüber der Gemeinde unter der Bezeichnung des 
Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden 
sind. 
 
Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die 
Genehmigung oder die Bekanntmachung der Polizeiverordnung verletzt worden sind, 
der Bürgermeister dem Beschluss des Gemeinderats wegen Gesetzwidrigkeit nach 
§ 43 GemO widersprochen hat oder wenn vor Ablauf der Jahresfrist die 
Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss des Gemeinderats beanstandet hat. 
 
 
Ausgefertigt!  
 
Wiernsheim, den 10. Dezember 2007 
 
 
 
_____________________________ 
Karlheinz Oehler 
Bürgermeister / Ortspolizeibehörde  


